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Antrag auf Einbeziehungssatzung nach § 34 Abs. 4 BauGB für das Grundstück Hauptstraße 
87, Flst. Nr. 630 in Oberndorf 
 
I. Sachverhalt 
 

Am 18.08.2016 ist ein Antrag auf Bauvorbescheid für das Grundstück Hauptstr. 87, Flst. Nr. 630, in 

Oberndorf bei der Stadt Kuppenheim eingegangen. Der Antrag auf Bauvorbescheid nach § 57 

Landesbauordnung umfasst den Abbruch des vorhandenen Schuppens und den Neubau eines 

Einfamilienhauses, westlich des bestehenden Wohnhauses (siehe Anlage 1). 

 

Nach Rücksprache mit dem Landratsamt Rastatt wurde das kommunale Einvernehmen in der 

Sitzung des Technischen Ausschusses vom 13.09.2016 versagt, da sich das Baufeld nach 

regelmäßiger Rechtsprechung im Außenbereich nach § 35 Baugesetzbuch befindet. Die 

Ablehnung wurde dem Landratsamt mit Schreiben vom 14.09.2016 mitgeteilt. 

 

Am 02.02.2017 fand ein Vor-Ort-Termin des Landratsamts Rastatt mit den Vertretern der 

Antragsteller und der Stadt Kuppenheim statt, bei welchem die unterschiedlichen 

Rechtsauffassungen ausgetauscht wurden. 

 

Mit Schreiben des Landratsamtes vom 09.02.2017 wurde dem Anwalt des Antragstellers mitgeteilt, 

dass eine Zulassung des Neubaus eines Einfamilienhauses nach § 34 BauGB leider nicht erfolgen 

kann. Außerdem wurde darauf hingewiesen, dass ein positiver Bauvorbescheid nicht in Aussicht 

gestellt werden könne. Daran ändert auch die im Flächennutzungsplan dargestellte gemischte 

Baufläche nichts. Der Flächennutzungsplan regelt nicht die Grenzen des Innen- oder 

Außenbereichs sondern ist die Grundlage für die Stadt um gegebenenfalls bauleitplanerisch tätig 

zu werden. Es bestünde allerdings die Möglichkeit der Aufstellung einer Einbeziehungssatzung 

nach § 34 Abs. 4 BauGB durch die Stadt Kuppenheim. Hierzu müssten die Antragsteller bei der 

Stadt Kuppenheim einen Antrag stellen. 
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Dieser Antrag auf Einbeziehungssatzung wurde im März 2017 vom Anwalt der Antragsteller bei 

der Stadt Kuppenheim eingereicht. 

 

Am 21.03.2017 hat der Technische Ausschuss der Stadt Kuppenheim über die Angelegenheit 

vorberaten. 

 

Es wurde festgestellt, dass in der Hauptstraße in Oberndorf bereits eine Ergänzungssatzung 

beantragt und beschlossen wurde. Es handelt sich um die „Ergänzungssatzung Hauptstraße Flst. 

869/1 und 870/2“. Hier wurde der Antrag auf Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 BauGB von der 

Stadt Kuppenheim genehmigt, da die gegenüberliegende Straßenseite bereits bebaut war. 

 

Auf der gegenüberliegenden Straßenseite des Grundstücks Hauptstr. 87 wurde ebenfalls eine 

Anfrage zur Bebauung gestellt, jedoch abgelehnt da der Flächennutzungsplan eine Bebauung in 

diesem Bereich nicht vorsieht. 

 

Wie oben erwähnt, wäre eine Bebauung des im Antrag genannten Bereiches nach dem 

Flächennutzungsplan möglich (siehe Anlage 2). Da aber auf der gegenüberliegenden Straßenseite 

keine Bebauung vorhanden ist, empfiehlt der Technische Ausschuss den Antrag abzulehnen. 

Außerdem könnte dieses Vorhaben als Präzedenzfall für weitere Vorhaben betrachtet werden, die 

sich im Außenbereich befinden, nach dem Flächennutzungsplan jedoch überplant werden könnten. 

 

 
II. Beschlussvorschlag 
 

Der Gemeinderat lehnt den Antrag auf Einbeziehungssatzung nach § 34 Abs. 4 BauGB für das 

Grundstück Flst. Nr. 630 in Oberndorf ab.  

 
Anlage(n): 
1. Anlage 1: Lagepläne 
2. Anlage 2: Flächennutzungsplan 



����������������
	
���
��
�����	
���


������
�����
���

����������
��
��

�����
���������
���
��������������

�����������������������	�����

Simonm
Text-Box
Anlage 1





�������� ��������
	
���
��
�� ���	
���


����� �������
���

����������
��
��

�����
���������
���
��������������

��������������������� �	�����

Simonm
Text-Box
Anlage 2


